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Anfragen der Ausschussmitglieder



Protokollierung
O Offentlicher Teil

1. Eroffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ausschussmitglieder, Feststellung

der ordnungsgemafen und rechtzeitigen Einberufung sowie der
Beschlussfahigkeit

Der Ausschussvorsitzende, Herr Hans Josef Haasbach, erdffnet die Sitzung, begrif3t alle
Teilnehmenden und stellt die ordnungsgemalfie und rechtzeitige Einladung und die
Beschlussfahigkeit des Ausschusses fest.

Folgende Ausschuss- und Verwaltungsmitglieder nehmen an der heutigen Sitzung teil:
CDU-Fraktion:

Birgit Bischoff

Hans Josef Haasbach

Christian Held

Harald Henkel

Elke Lehnert

Frank Reilander

Fraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN:

Claudia Bacmeister

Anna-Maria Scheerer

Collin Eschbach

Dr. Friedrich Bacmeister

David Kirch

SPD-Fraktion:

Klaus W. Waldschmidt

Klaus Orth

Andreas Ebert

FDP-Fraktion:

Matthias Bartsch (ab TOP O 9)

Fraktion Freie Wahlergemeinschaft:

Rainer Réhr

Bergische Mitte Fraktion:

Hendrik Sonnenberg

AfD-Fraktion:

Jurgen Niemann



Verwaltung

Thore Eggert — VVI Stadtkammerer
Harald Schéafer — Fachbereichsleitung 2
Stephan Dekker — Fachbereichsleitung 7
Jorg Kohler — Fachbereichsleitung 10
Martin Wagner — FB 7-68

Chiara Keller — Auszubildende

Schriftfihrung: Anna-Lena Rohde — FB 2-20

Heutige Beratungsunterlagen:

- Einladung vom 24.05.2023
mit Vorberatungsergebnis zu TOP O 9 — 0223/2023 aus dem JHA

- Anschreiben vom 05.06.2023 mit folgenden Unterlagen:

Vorberatungsergebnis zu TOP O 5 — 0288/2023 aus dem AIUSO
Vorberatungsergebnis und Beantwortung der gestellten Fragen zu TOP O 7
—0272/2023 aus dem AIUSO

Vorberatungsergebnis zu TOP O 8 — 0292/2023 aus dem AIUSO
Stellungnahme der Verwaltung zu TOP O 13.1 — 0341/2023 — Antrag der
CDU-Fraktion vom 24.05.2023

Vorberatungsergebnis zu TOP N 5 — 0305/2023 aus den ASWDG
Beantwortung der von Herrn Dr. Bacmeister mit Mail vom 02.06.2023
gestellten Fragen zu TOP O 5, 6, 7, 13.1 und N 6

- Mail vom 07.06.2023 an Fraktionsgeschéftsstellen; heutige Tischvorlage zu den von
Herrn Dr. Bacmeister gestellten Fragen zu TOP N 6

- Mail vom 09.06.2023 an die Fraktionsgeschéftsstellen; heutige Tischvorlage zu O 13.1
— Stellungnahme der Verwaltung

- Tischvorlagen

ZuO5/09/N4
Zud6

Zul7
Zu 0O 131
ZUNS5

ZUN 6

2. Genehmiqung der Niederschriften der vergangenen Sitzungen (08.12.2022 und

22.03.2023) - 6ffentlicher Teil

Herr Haasbach stellt fest, es lagen keine schriftlichen Einwendungen vor; mindliche
Einwendungen wurden ebenfalls nicht erhoben.

Damit gelten die Niederschriften Uber die Sitzungen des Ausschusses fiur Finanzen,
Beteiligungen und Liegenschaften vom 08.12.2022 und 22.03.2023 - offentlicher Teil —als

genehmigt.



3. Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden

Keine

4, Mitteilungen des Blurgermeisters

Herr Eggert erlautert, dass er zu einigen Punkten berichten werde:

1.) Im Rahmen des Haushaltssicherungskonzepts sei es um die HSK-MalRhahme zum Thema
Ubergabe des Wohnmobilstellplatzes an den Kreis gegangen. Gestern am 13.06. habe man eine
finale E-Mail vom Kreis erhalten, dass dieser, aufgrund des hohen Pflegeaufwandes der
AulRenanlage, des Unterhalts der technischen Einrichtung, der Abfallentsorgung und -
beseitigung und dadurch, dass der Kreis keinen eigenen Bauhof oder Abwasserbetrieb habe, der
dies leisten kénne, von der Ubernahme dieses Wohnmobilstellplatz absehe.

Entsprechend des politischen Beschlusses bedeute das, dass diese HSK-Malinahme damit als
solche entsprechend der géngigen Beschlusslage bestehen bleibe.

2.) Herr Stein héatte ihn gebeten, Folgendes zur Kenntnis zu geben: Am Treppenaufgang des
Gebaudes Bergischer Léwe gebe es lockere Fliesen, die aktuell zu einer optischen Einschrankung
fuhrten, an der man zunachst nichts andern kdnne. Die Eigentumsverhéltnisse seien hier
besonders; Teile des Bergischen Lowen gehorten der Stadt Bergisch Gladbach und andere einer
Erbengemeinschatft.

In der Vergangenheit habe die Stadt Notmaflinahmen im Bereich der Stufen ergriffen, um
Stolpergefahren abzuwehren und der Verkehrssicherungspflicht nachzukommen. In den Féllen
habe man nicht genau geprift, wie die Eigentumsverhéltnisse seien und wem die Beseitigung
unterliege. Nun sei die Treppe sanierungsbedirftig. Die Kosten beliefen sich auf ungefahr 145.000
€. Die Zustandigkeit an dieser Stelle sei nicht eindeutig. Aufgrund der unklaren Rechtslage sei die
Stadt auf die Eigentimergemeinschaft zugegangen und habe Verhandlungsbereitschaft
signalisiert. Seitens der Eigentiimergemeinschaft habe man im Nachgang mitgeteilt bekommen,
dass diese hier keine Verantwortung fir sich sehe.

Die Stadt sehe sich nicht, bis die Verantwortung geklart sei, in der Pflicht, die Kosten der
Sanierung alleine zu tragen; daher miisse man die optische Einschrankung bis auf Weiteres
hinnehmen.

3.) Aus dem Hauptausschuss habe es den Auftrag der CDU-Fraktion gegeben, die Rentierlichkeit
der Feuerwehrschule zu prifen. Die Zahlen 2021 seien mittlerweile belastbar. Es werde noch ein
Workshop zwischen der Feuerwehr und dem Finanzbereich stattfinden. Anschliel3end werde eine
entsprechende Mitteilungsvorlage erstellt.

4.) Nach Ricksprache mit dem Rheinisch-Bergischen Kreis erwarte man in der nachsten Woche
die Freigabe des Haushalts 2023 durch die Aufsichtsbehdrde.

Der sehr intensive Erstellungs- und Abstimmungsprozess mit dem Kreis habe wie immer sehr gut
funktioniert. Unter den Vorabfreigaben von Personal und Investitionen durch die Aufsichtsbehdrde
sei das Verfahren relativ schnell abgeschlossen worden.

Am 25.03.2023 sei die Verabschiedung des Haushaltes 2023 gewesen.

Im Vergleich: Der Haushalt 2022 sei am 13.12.2021 verabschiedet worden und die Freigabe erst
Ende Mai erfolgt.

5.) Auf vielfaltiges Bitten hin werde es einen weiteren Termin des interfraktionellen Arbeitskreises
bzw. des Arbeitskreises fir nachhaltige Haushaltwirtschaft geben. Momentan sei man in der
Terminfindung mit der GPA (Gemeindeprifungsanstalt), die den Termin moderieren werde. Wenn
die Ruckmeldung von der stellvertretenden Prasidentin gekommen sei, wirde ein Vorschlag
unterbreitet werden.



4.1, Sachstandsinformation zum Schuldenstand
0332/2023

Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen.

5. Riicknahme der KonsolidierungsmafRnahme 02.320.24 (Leerungsgeschéaft
Parkscheinautomaten)
0288/2023

Der Ausschuss gibt dem Rat einstimmig folgende Beschlussempfehlung:

Die Konsolidierungsmafnahme 02.320.24 (Durchfihrung des Leerungsgeschafts in
Eigenregie) wird zuriickgenommen.

6. VI. Nachtragssatzung zur Gebiuhrensatzung fir die Friedhtfe der Stadt
Bergisch Gladbach
0326/2023

Herr Waldschmidt berichtet, dass man sich im Arbeitskreis tber die Gebuhrenposition der
Bereitstellung einer Grabstétte fur Tot- und Fehlgeburten ausgetauscht habe. Man sei der
Auffassung, dass dieser Gebilhrentatbestand entfallen sollte, da dies eine besondere
Ausnahmesituation fur die Eltern sei. Durch einen eingehenden Bescheid, unabhéangig der Hohe
der Gebuhren, wirde man die Eltern zusatzlich belasten.

Auch wenn es ihm scherfalle, verweist Herr Réhr auf die Nachhaltigkeitssatzung. Auch fir diese
Anderung musste eine Kompensation gefunden werden. Dennoch wiirde man sowohl dem
Vorschlag der SPD-Fraktion als auch dem Vorschlag der Verwaltung zustimmen.

Herr Eggert bedankt sich fir den Antrag. Er verweist auf die Prifung des Rechtsamtes. Es gabe
sowohl eine formelle als auch eine materielle Komponente. Formell misste man, wenn der
Gebiuihrentatbestand ganz gestrichen wiirde, eine Anderung der Friedhofssatzung-vornehmen;
entsprechend musste die Beratung und Beschlussfassung in den nachsten Sitzungsturnus vertagt
werden.

Materiell mussten sich die Gebiuhren an den Kosten der Leistung orientieren; eine véllige
Entfernung durfe es nicht geben.

Er teile die Auffassung des Rechtsamtes von einer volligen Streichung abzusehen.

Herr Henkel erlautert, dass aus den Unterlagen hervorgehe, dass es sich bei dem
angesprochenen Punkt um eine Fallzahl von eins handele. Man spreche also Uber 55 € jahrlich.
Die Erstellung eines Gutachtens ware teurer. Die CDU-Fraktion unterstiitze den eingebrachten
Anderungsvorschlag, diese Position mit 0 € zu beziffern.

Herr Haasbach verweist darauf, dass dann formal die Friedhofssatzung gedndert werden musse.
Herr Orth erlautert, dass die SPD-Fraktion diesen Fall gar nicht als Gebihrentatbestand
aufnehmen mdchte, sondern in Ganze streichen wolle. Juristisch wére dies ein Unterschied. Man

konne sich auf die Vertagung in den nachsten Sitzungsturnus verstandigen.

Der Ausschuss beschliel3t einstimmig die Vertagung dieses Punktes in den nachsten
Sitzungsturnus.
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7. Neubau Verwaltungsgebaude Abwasserwerk
0272/2023

Herr Haasbach erlautert, dass der Fragenkatalog seitens der Verwaltung beantwortet worden sei.

Herr Ebert nimmt zu der Beantwortung des Fragenkatalogs Stellung. Aus Sicht der SPD-Fraktion
stelle es sich so dar, dass hier ein belastbarer und erfolgsversprechender Vorschlag vorgelegt
worden sei, wie das Problem des mangelnden Blroraums hier am Standort Bensberg gelost
werden kénne. Die Diskussion im Ausschuss fir Infrastruktur und Umwelt, Sicherheit und Ordnung
sei sehr umfangreich mit vielen Fragen und Fragezeichen gewesen. Fir ihn sei es wichtig
gewesen, eine verninftige Aufschlisselung der Gesamtkosten zu erhalten. Die vorliegende
Ubersicht sei plausibel und transparent. Die Summe der freizugebenden Planungsmittel sei
nachvollziehbar.

Er appelliert an die Ausschussmitglieder, die Planungsmittel heute freizugeben, um mit dem
Projekt starten zu kénnen.

Herr Henkel berichtet, dass auch die CDU-Fraktion hinter dem Projekt stehe; man beflrworte die
Zentralisierung des Abwasserwerkes an einem Standort und die Entlastung der Raumsituation im
Rathaus Bensberg. Die Beantwortung der gestellten Fragen sei allerdings nicht 100%ig
zufriedenstellend gewesen. Der Aspekt des mobilen Arbeitens bzw. des Homeoffice sei etwas zu
kurz gekommen; im Planungsprozess solle dies entsprechend berticksichtigt werden.

Die Kostenkalkulation belaufe sich auf 9,63 Mio. €. Er stellt einen Ergédnzungsantrag, den
Beschluss zu modifizieren und einen Kostendeckel von 9 Mio. € zu beschlie3en.

630.000 € missten also entsprechend eingespart werden.

Herr Rohr bedankt sich fur die schnelle Beantwortung der Fragen. Allerdings sei das Thema
Homeoffice auch fiir ihn noch nicht abschlieRend geklart. Die Freigabe der Planungsmittel bedeute
dennoch eine Summe von rund 300.000 €. Daher beantragt er die Vertagung dieses
Tagesordnungspunktes auf den nachsten Sitzungsturnus.

Herr Haasbach erklart, dass nun jede Fraktion die Moglichkeit habe, Stellung zum
Vertagungsantrag zu beziehen.

Herr Ebert spricht sich gegen die Vertagung aus. Er sehe sich beschlussfahig und die
Ausschreibung der Planungsleistungen kdnne jetzt im Sommer vorbereitet werden. Bei einer
Vertagung wirde man ein viertel Jahr verschenken.

Herr Dr. Bacmeister schliel3t sich der Aussage von Herrn Ebert weitestgehend insbesondere im
Hinblick auf das verschenkte viertel Jahr an. Aufgrund der Inflation bei den Baukosten sollte auf
die Vertagung verzichtet werden. Er sehe keinen Aspekt, der in drei Monaten klarer wére.

Der Vertagungsantrag wird mehrheitlich gegen die Stimme der Fraktion Freie
Waéhlergemeinschaft abgelehnt.

Herr Ebert sagt, dass er bei dem Erganzungsantrag von Herrn Henkel die Sorge habe, dass die
Deckelung des Betrages an einem zu frilhen Punkt erfolge. Bis jetzt gebe es nur ganz grobe
Anhaltswerte. Er fragt, ob es nicht sinnvoller wére, erstmal den Entwurf abzuwarten, um dann
konkret benennen zu kdnnen, was daran nicht gefalle und an welcher Stelle Einsparungen
vorgenommen werden kdnnten. Er unterstitze eine Deckelung sehr, aber mdchte auch wissen,
was genau unter diesen Deckel falle. Aufgrund der jetzigen Basis sei ihm dies noch zu abstrakt.
Sein Vorschlag wére, einen Entwurf mit einer Kostenrechnung vorzulegen und dass fir die
MafRnahme letztlich 9 Mio. € geplant wirden.

Herr Henkel passt seinen Erganzungsantrag an: Es sollen mindestens zwei Varianten vorgestellt
werden; bei mindestens einer Variante liegt die Zielgrof3e bei maximal 9 Mio. €.
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Herr Dr. Bacmeister unterbreitet den Vorschlag, dass heute bis zur Leistungsphase 3 entschieden
und dann ein Entwurf mit einer Kostenrechnung vorgelegt wird. Wenn dieser Entwurf Gber 9 Mio. €
liegt, muss eine zweite Variante vorgestellt werden.

Herr Ebert ergadnzt den Beschlussvorschlag dahingehend, dass die Variantenuntersuchung bereits
nach Leistungsphase 2 im Ausschuss fir Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften vorgestellt
wird.

Herrn Dr. Bacmeister ist es wichtig, dass aus dem Vorschlag hervorgeht, inwieweit New Work
bertcksichtigt sei und welche Ersparnis man dadurch erreichen kdnne.

Herr Henkel fasst den geanderten Beschlussvorschlag zusammen: Die Verwaltung wird beauftragt,
fur den Neubau des Verwaltungsgebaudes Abwasserwerk mindestens zwei Varianten
vorzustellen. Eine Variante, wie sie aus der vorgelegten Kalkulation hervorgeht und eine zweite
Variante, die nicht mehr als 9 Mio. € kosten darf.

Die Leistungsphase 2 nach HOAI wird damit abgeschlossen und das Ergebnis hier im Ausschuss
und dem Ausschuss fir Infrastruktur und Umwelt, Sicherheit und Ordnung vorgestellt.

Der Ausschuss fasst einstimmig bei Enthaltungen der Fraktion Freie Wahlergemeinschaft und der
Fraktion Bergische Mitte folgenden geénderten Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt, fiir den Neubau des Verwaltungsgebaudes Abwasserwerk
mindestens zwei Varianten vorzustellen. Eine Variante, wie sie aus der vorgelegten
Kalkulation hervorgeht und eine zweite Variante, die nicht mehr als 9 Mio. € kosten darf.

Die Leistungsphase 2 nach HOAI wird damit abgeschlossen und das Ergebnis hier im
Ausschuss und dem Ausschuss fir Infrastruktur und Umwelt, Sicherheit und Ordnung

vorgestellt.

8. Grundsatzbeschluss Neubau der Feuer- und Rettungswache 2
0292/2023

Der Ausschuss gibt dem Rat einstimmig die erweiterte Beschlussempfehlung:

1. Der Rat der Stadt beschlief3t auf Grundlage der Ratsbeschliisse vom 18.02.2020
Drucksachen-Nr. 0040/2020) und vom 19.03.2021 (Drucksachen-Nr. 0034/2021/1) den
Neubau der Feuer- und Rettungswache 2 auf dem Grundstiick Frankenforster Straf3e /
Rather Weg vorbehaltlich der Sicherstellung der Gesamtfinanzierung im Doppelhaushalt
2024/2025 einschlielRlich der mittelfristigen Finanzplanung bis 2028.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, hierzu die Ausschreibung und Beauftragung von
Projektsteuerungsleistungen und die Ausschreibung und Beauftragung der Planung in
Form einer Generalplanung vorzubereiten und nach Sicherstellung der Finanzierung der
Planungskosten durchzufiihren. Beide Leistungen sollen mit einer stufenweisen
Teilbeauftragung bis zur Leistungsphase 3 (HOAI) erfolgen und die Ergebnisse dem Rat
in Form eines Baubeschlusses vorgelegt werden.

3. Bei der Ausschreibung und Beauftragung ist die durch die VBD vorgeschlagene
Nachhaltigkeitsvariante 3 (Fokus Energieeffizienz und Lebenszyklusansatz und ,,Cradle
to Cradle / c2c“ - Ansatz) zu wahlen.

4. Der Rat erkennt den Bedarf von drei Vollzeitdquivalenten zur Abarbeitung des Projektes
Feuerwache (einschlief3lich anschlieRender notwendiger Baumal3hahmen auf den
bestehenden Feuer- und Rettungswachen 1 und 2) an und beauftragt die Verwaltung mit
der Sicherstellung der notwendigen personellen Ressourcen.

5. In der Projektvorbereitung und in der Generalplanung bis Leistungsphase 2 sind
Einsparmdglichkeiten standig zu untersuchen.
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9. Richtlinienanderung zur Férderung von Kindertagesstatten — Hier: Punkt 11
Bau- und Einrichtungskosten
0223/2023

Herr Dr. Bacmeister erlautert, dass der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Grenze von
250.000 € zu hoch sei. Man habe mit dem Fachbereich Riicksprache gehalten; bei gegenwartiger
Regelung mussten ca. 14 Beschliisse pro Jahr gefallt werden; wiirde man den Betrag auf 100.000
€ setzen, handele es sich um vier Beschlusse. Insofern wére das eine gute Balance zwischen
Arbeitsersparnis fur den Fachbereich und parlamentarischer Kontrolle.

Daher stellt er den Antrag, die Grenze in Ziffer 11 Abs. 4 auf 100.000 € zu senken.

Herr Henkel erklart, dass er mit seiner Wortmeldung den gleichen Punkt anspreche. Die CDU-
Fraktion vertrete den Grundsatz, dass Wertgrenzen nicht erhéht werden. Bedingt durch
Kostensteigerung insbesondere im letzten Jahr durch das Thema des Ukrainekrieges wiirde man
von diesem Grundsatz abweichen.

Er beantragt, die Grenze auf 50.000 € zu setzen.

Frau Bacmeister ergéanzt, dass nicht nur die bis jetzt genannten Griinde ausschlaggebend fiir den
Antrag der Fraktion BUNDIS 90/DIE GRUNEN seien, sondern auch durchaus die Moglichkeit, dass
die Trager schneller aktiv werden kénnen. Die meisten MaBhahmen seien ohnehin pflichtig, d.h.,
die Stadt musse diese bewilligen, da sonst Kindertagesstattenplatze entfielen. Im
Jugendhilfeausschuss sei auch einer der Grinde fir die einstimmige Zustimmung gewesen, dass
man immer auf den nachsten Sitzungsturnus warten musse, was die Umsetzung verzégere. Sie
halte die 100.000 € fur sehr angemessen.

Herr Bartsch wird als sachkundiger Blrger verpflichtet.
Auf Antrag von Herrn Henkel wird die Sitzung von 17.48 Uhr bis 17.52 Uhr unterbrochen.
Herr Haasbach fasst zusammen, dass in der Sitzungsunterbrechung Einigkeit erzielt worden sei,

dass uber die Wertgrenze von 75.000 € abgestimmt werde.

Der Ausschuss ist einstimmig bei einer Enthaltung der Fraktion Freie Wahlergemeinschaft mit der
Anderung der Wertgrenze in Ziff. 11.4 1 auf 75.000 € dem Beschlussvorschlag an den Rat gefolgt:

Der Richtlinienanderung zur Forderung von Kindertagesstatten wird gemaf der Anlage 1
mit der Anderung der Wertgrenze in Ziff. 11.4 | auf 75.000 € zugestimmt. Die Anderung der
Richtlinien tritt zum 01.08.2023 in Kraft.

10. Informationen zu den Rucklagen fur steuerliche Zwecke
0284/2023

Herr Held sagt, dass, wenn er es richtig verstanden habe, die Steuerpflicht auf die Zukunft vertagt
werde. Er fragt, ob es sichergestellt sei, dass bei dem Griff in die Ricklagen in der Zukunft keine
Steuerpflicht ausgeldst werde. Aul3erdem fragt er, wie die Verzinsung fir den Punkt, dass die
Steuer zu einem spateren Zeitpunkt fallig werde, sei und welcher Zinssatz da angewendet werde.
(Das Antwortschreiben ist dieser Niederschrift beigeflgt.)

Der Ausschuss beschlief3t einstimmig, dem Rat folgende Beschlussempfehlung zu geben:
1. Fiir steuerliche Zwecke wird im Hinblick auf den Betrieb gewerblicher Art ,,Markte und
Kirmes“ folgendes beschlossen: Der Gewinn des Betriebes gewerblicher Art ,,Markte und

Kirmes*“ fur das Jahr 2022 und fiir die Folgejahre wird bis zu einem anderslautenden
Beschluss den Ricklagen des Betriebes zugefihrt.
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2. Fur steuerliche Zwecke wird im Hinblick auf den Betrieb gewerblicher Art ,,DSD und
Kompost“ folgendes beschlossen: Der Gewinn des Betriebes gewerblicher Art ,,DSD und
Kompost“ fiur das Jahr 2022 und fiir die Folgejahre wird bis zu einem anderslautenden
Beschluss den Ricklagen des Betriebes zugefihrt.

3. Fur steuerliche Zwecke wird im Hinblick auf den Betrieb gewerblicher Art
»Feuerwehrschule” folgendes beschlossen: Der Gewinn des Betriebes gewerblicher Art
»Feuerwehrschule” fiir das Jahr 2022 und fiir die Folgejahre wird bis zu einem
anderslautenden Beschluss den Ricklagen des Betriebes zugefihrt.

11. Beteiligungsbericht 2020
0316/2023

Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen.

12. Uber- und auRerplanméRige Aufwendungen und Auszahlungen 2022
0315/2023

Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen.

13. Antrage der Fraktionen

13.1. Antrag der CDU-Fraktion vom 24.05.2023 (eingegangen am 24.05.2023):
"Gestattungszeitraum und Gebihr fur AuBengastronomie in der Schlossstralde
wahrend der Bauphase in den Jahren 2023 bis 2025 aussetzen"

0341/2023

Herr Haasbach erlautert, dass es zum schriftlichen Antrag der CDU-Fraktion eine Stellungnahme
seitens der Verwaltung gebe. Diese besage, der Ausschuss fiir Finanzen, Beteiligungen und
Liegenschaften habe ohnehin nur eine vorberatende Rolle und ihm stehe in derartigen
Fragestellungen keine Entscheidungskompetenz zu. Die Entscheidung misse entsprechend im
Rat erfolgen.

Herr Schéfer bejaht die Ausfuihrungen von Herrn Haasbach. Der Rat musse die Entscheidung
entsprechend an sich ziehen, was bereits im laufenden Sitzungsturnus aufgrund der
Bertcksichtigung in der Tagesordnung maéglich sei.

Herr Dr. Bacmeister erlautert, dass man dem Antrag vom Grundsatz her zustimme. Den letzten
Halbsatz hatte seine Fraktion als etwas missverstandlich empfunden, man macht daher folgenden
Anderungsvorschlag: Wahrend der Bauphase in den Jahren 2023 bis 2025 auf der Schlossstrale
durch das InHK Bensberg sollen jegliche Sondernutzungsgebuihren fir die AuRengastronomie und
die Warenauslage in der Schlossstraf3e entfallen. Den Handlern und den Gastronomen soll
wahrend der Bauphase genehmigt werden, die Auf3enbereiche gebihrenfrei zu nutzen, wenn es
der Zustand der Baustelle gestattet. und-die-Gewerbetreibenden-esfirsinnvoll-halten: Die
Sondernutzung muss im Voraus mit der Verwaltung abgestimmt werden.

Herr Reilander betont, dass er es gut und richtig finde, dass der Blrgermeister die Entscheidung in
den Rat ziehe, allerdings solle im heutigen Ausschuss ein Meinungsbild gefasst werden, das dem
Rat als Entscheidungshilfe diene.

Der Grund des Antrages sei, dass nicht jede Entscheidung und Gebihrenfestsetzung einen
Verwaltungsakt bedeute. Jede Verzdgerung fordere neue Verwaltungsakte und entsprechende
Gebluhrenfestsetzungen. Die Verkehrssicherungspflicht und die Befahrbarkeit der Schlossstral3e
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missten ohnehin zu jeder Zeit gegeben sein. Der Antrag solle in dieser schwierigen Zeit zur
Erleichterung der Handler dienen; die Schlossstralle miisse lebendig gehalten werden.

Herr Rohr signalisiert, dass man dem Antrag zustimmen werde. lhn wirde allerdings interessieren,
wie sich die 13.000 € zusammensetzen; also welcher Teil sowieso nicht einzubringen ware.

Als zweiten Punkt fragt er, ob die CDU-Fraktion einen Kompensationsvorschlag im Sinne der
Nachhaltigkeitssatzung fur die Mindereinnahmen habe.

Herr Ebert unterstitzt den Antrag der CDU-Fraktion ausdriicklich. Stadtebauliches Ziel der
Umgestaltung der Schlossstral3e sei immer die Belebung der Schlossstral3e gewesen, damit
misse man wie vorgeschlagen direkt beginnen.

Herr Henkel erlautert, dass man durch die Unterstiitzung der Handler in der derzeitigen Situation

fordere, dass die Handler auch zukiinftig Umséatze machen und entsprechende Gewerbesteuer
zahlen kénnen. Somit ware die Kompensation des Ausfalls der Gebiihren in jedem Falle gegeben.

14. Anfragen der Ausschussmitglieder

Herr Henkel fragt, welche Kosten aufgrund des Gerichtsurteils des Oberverwaltungsgericht
Munsters zum Thema Kita-Platz auf die Stadt zukamen und ob im Laufe des Prozesses, nach der
Niederlage vor dem Verwaltungsgericht, entsprechend Ruckstellungen gebildet worden seien.

Ihm gehe es nicht um die Prozesskosten, sondern es gadbe NRW-weit Prozesse, weil ein Kind nicht
untergebracht werden kénne und die Eltern die Betreuung privat organisieren, wobei
entsprechende Kosten entstlinden. Diese kénnten der Stadt in Rechnung gestellt werden. Da gebe
es bereits entsprechende Gerichtsurteile. Es handele sich nicht um kleinere Betrage, sondern
Betrage in mittlerer flinfstelliger Hohe. (Das Antwortschreiben ist dieser Niederschrift beigeflgt.)

Herr Haasbach schlief3t den 6ffentlichen Teil der Sitzung um 18:05 Uhr.

gez. Hans Josef Haasbach gez. Anna-Lena Rohde
Ausschussvorsitzender Schriftfihrerin
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Stadt Bergisch Gladbach
Der Biirgermeister

Stadt Bergisch Gladbach - 51439 Beryisch Gladbach Fachbereich Finanzen

Hauptstralie 192

CDU-Fraktion im Rat 51465 Bergisch Gladbach
der Stadt Bergisch Gladbach Auskuntt erteilt: .

z.Hd. Herrn Held Daniela Reh, Zimmer 309
Postfach 20 09 20 Telefon: (02202) 14 26 25

Telefax: {02202) 14 70 26 25

91439 Bergisch Gladbach
d.reh@stadt-gl.de

19. Jun 2023

AFBL 14.06.2023 - Zwei Fragen zu O 10 - 0284/2023 - Informationen zu den Riicklagen
fiir steuerliche Zwecke

Sehr geehrter Herr Held,
Ihre beiden offenen Fragen aus der Sitzung des AFBL beantworten wir wie folgt:

1. Ist es sichergestellt, dass bei dem Griff in die Rucklagen in der Zukunft keine
Steuerpflicht ausgelst wird?

. Eine Kapitalertragsteuerpflicht wird nur ausgelost, wenn die Riicklagen zu Zwecken
aulerhalb des betroffenen Betriebs gewerblicher Art verwendet werden, z.B. bei einer
Verwendung der Riicklage im hoheitlichen Bereich der Stadt Bergisch Gladbach.

2. Wie ist die Verzinsung firr den Punkt, dass zu einem spateren Zeitpunkt die Steuer
fallig wird, von heute aus gesehen, welcher Zinssatz wird da angewendet?

Es fallen keine Zinsen an.

Fur Ruckfragen stehen wir lhnen gerne zur Verfligung.

Mit freundiichen Griif3en

In Vertr

tadtkdmmerer

www bergischgladbach de Aligemeine Offnungszeiten: Bankverbindungen:
info@stadt-gl.de Montag bis Freitag 9:00 - 12:00 Uhi Kreissparkasse Koln VR Bank eG Bergisch Gladbach
Donnerstag 14:00 -~ 18:00 Uhr IBAN: DE$3370502990312000015 IBAN: DE50370626003702425017

Abweichende Offnungszeiten SWIFT/BIC: COKSDE33 SWIFT /BIC. GENODED1PAF

sind ahen vermerkrs
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Stadt Bergisch Gladbach
Der Biirgermeister

Stadt Bergisch Gladbach - 51439 Bergisch Gladbach Jugendamt
Jana Warthe
o . Telefon: (022 02) 14-1534
CDU-Fraktion im Rat der Stadt Bergisch Gladbach Telefax: (0 22 02) 14-701534
z.Hd. Herrn Henkel j.warthe@stadt-gl.de
Postfach 20 09 20
51439 Bergisch Gladbach
29.06 2023

Ihre Anfrage zum Thema ,,Aufwendungsersatz gem. § 24 SGB VIll i.V.m. § 36a Abs. 3
SGB VIII“

Sehr geehrter Herr Henkel,
in der Sitzung des AFBL vom 14.06.2023 haben Sie unter TOP 014 folgende Frage gestelit:

~Welche Kosten kommen aufgrund des Gerichtsurteils des Oberverwaltungsgericht Miinsters
zum Thema Kita-Platz auf die Stadt zu? Wurden im Laufe des Prozesses, nach der Niederlage
vor dem Verwaltungsgericht, entsprechende Riickstellungen gebildet? Mir geht es nicht um
die Prozesskosten, sondern es gibt NRW-weit Prozesse, (....), weil ein Kind nicht unterge-
bracht werden kann und die Eltern die Betreuung privat organisieren, wobei entsprechende
Kosten entstehen. Diese wiirden der Stadt in Rechnung gestellt werden kénnen. Da gibt es
schon entsprechende Urteile. Es handelt sich nicht um kleinere Betréage, sondern um Betrége
in mittlerer fiinfstelliger Héhe.

lhre Anfrage bezieht sich auf den Aufwendungsersatz, den die Eltern gemal § 24 SGB VI
i.V.m. § 36a Abs. 3 SGB VIl fordern kénnen.

Seit dem Haushaltsjahr 2018 wurden zwar Ruckstellungen in Hohe von 37.464 € gebildet und
jahrlich fortgeschrieben. Dieser Betrag wurde aber nicht nur fiir den Aufwendungsersatz, son-
dern auch fiir die Abrechnung des Interkommunalen Ausgleichs und der Kostendeckung fiir
den Vergleich der Insolvenz des Montessori Elternverein e.V. gebildet.

Der von Ihnen angefragte Aufwendungsersatz wurde im Haushaltsjahr 2018 mit 50.000 € ver-
anschlagt. Und ab dem Haushaltsjahr 2019 bis heute auf 120.000 € jahrlich erhéht. In der
Planung fir das Haushaltsjahr 2024 werden zurzeit 140.000 € fiir den Aufwendungsersatz

veranschlagt.

www.bergischgladbach.de Allgemeine Offnungszeiten: Bankverbindungen:

info@stadt-gl.de Montag bis Freitag 9:00 - 12:00 Uhr Kreissparkasse Kéin VR Bank eG Bergisch Gladbach-Leverkusen
Donnerstag 14:00 ~ 18:00 Uhr IBAN: DE93370502990312000015 IBAN: DE5037062600 3702425017
Abweichende Offnungszeiten SWIFT /BIC; COKSDE 33 SWIFT/BIC: GENODED1PAF

sind oben vermerkt
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120000 9,029 120.000 20.866 ; 9.029
120.000 9.029 120.000 20.866 . 120.000

Von dem fir 2023 veranschlagten 120.000 € sind ca. 42.000 € ausgezahit worden. Es stehen
somit fir das restliche Haushaltsjahr noch ca. 77.000 € fiir den Aufwendungsersatz zur Verfi-

gung.

Da davon auszugehen ist, dass sich aufgrund der aktuellen Betreuungssituation in Bergisch
Gladbach, die Nachfrage der Eltern auf Ubernahme des Aufwendungsersatzes zunéchst er-
hohen wird, soll der Haushaltsansatz fir kommendes Haushaltsjahr auf 140.000 € erhdht wer-

den.

Mit freundlichen Griiken
in Vertretung

Thoye rt
Stadtk rer
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Zu Tagesordnungspunkt O 5 — Riicknahme der KonsolidierungsmaRnahme 02.320.24 (Leerungsgeschéft
Parkscheinautomaten)

Die Hohe des vortragsfahigen Verlusts im stadtischen Betrieb gewerblicher Art Parkflachen betragt nach
dem letzten Steuerbescheid zum 31.12.2020 rund 1,85 Millionen Euro.

Zu Tagesordnungspunkt O 9 — Richtliniendnderung zur Férderung von Kindertagesstéatten — Hier: Punkt 11
Bau- und Einrichtungskosten

Auf der Basis der Fallzahlen der letzten beiden Jahre ergeben sich fir die nachfolgend aufgefiihrten
Wertgrenzen folgende Verteilungen zwischen Verwaltungs- und Ausschusszustandigkeit:

Wertgrenze Verwaltung Ausschuss
Fallzahlen in % Fallzahlen in %

20.000 € (bisherige Wertgrenze) 28 56 22 44

50.000 € (in Arbeitskreisen diskutierte Wertgrenze) 35 70 15 30

100.000 € (in Arbeitskreisen diskutierte Wertgrenze) 42 84 8 16

250.000 € (von der Verwaltung vorgeschlagene

Wertgrenze) 46 92 4 8
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Zum TOP O 6 ,VI. Nachtragssatzung zur Gebiihrensatzung fr die Friedhéfe der Stadt
Bergisch Gladbach" fiir den Tatbestand ,Erwerb von Nutzungsrecht; 1.2.4. Bereitstellun

einer Grabstatte fur Tot- und Fehlgeburten 55,00 €" wurde angeregt. auf eine

Gebiihrenerhebung zu verzichten.

Nach Einschatzung des Rechtsamtes wird von einer ganzlichen Streichung dieser Geblhr
aus materiellen Griinden abgeraten:

Die satzungsrechtliche Kostenverteilung hat sich an folgenden Kriterien zu messen:
Aquivalenz, Willkiirverbot und Leistungsproportionalitat. Die hier streitige Gebdiihr fiir den
Tatbestand ,Erwerb von Nutzungsrecht; 1.2.4. Bereitstellung einer Grabstétte fiir Tot- und
Fehlgeburten 55,00 ist eine Geldleistung, die als Gegenleistung fiir die Inanspruchnahme der
o6ffentlichen Einrichtung Friedhof erhoben wird (Prinzip der speziellen Entgeltlichkeit genannt,
§ 4 Abs. 2 KAG). Die Gemeinde hat bei der Ausgestaltung der Gebiihrensatzung zwar einen
weiten Gestaltungsspielraum. Die Gestaltungsfreiheit endet dort, wo die Regelung unter dem
Gesichtspunkt der Abgabengerechtigkeit zu einem unertraglichen Ergebnis fiihren wiirde,
also willkiirlich wére. Ein Versto3 gegen gebiihrenrechtliche Grundsétze liegt vor, wenn der
Satzungsgeber seinen Gestaltungsspielraum dergestalt missbraucht, dass sich kein
vernlinftiger, aus der Natur der Sache einleuchtender Grund fiir die vorgenommene oder
unterlassene Differenzierung (Ungleichbehandlung) finden ldsst, so dass die getroffene
Regelung als willkiirlich erscheinen muss (BVerfG, U.v. 17.1.1978 — 1 BvL 13/76 — NJW
1978, 9323/935;, OVG Schleswig Holstein, B.v. 11. Juni 2008 — 2 LA 1234/07 — ). Dartber
hinaus verlangt der Aquivalenzgrundsatz, also der auf die Gebiihr bezogene Ausdruck des
allgemeinen, auf Verfassungsrecht beruhenden bundesrechtlichen Grundsatzes der
VerhéltnisméaRigkeit, dass die Gebiihr nicht in einem Missverhéltnis zu der von dem Trdger
Offentlicher Verwaltung erbrachten Leistung stehen darf. Er fordert in Verbindung mit dem
Gleichheitssatz, dass die Benutzungsgebiihr im Allgemeinen nach dem Umfang der
Benutzung bemessen wird, so dass bei gleicher Inanspruchnahme der 6ffentlichen
Einrichtung etwa gleich hohe Gebiihren und bei unterschiedlicher Benutzung diesen
Unterschieden in etwa angemessene Gebiihren gezahlt werden.

Ausgehend von diesen MaB3stdben zeigt sich, dass der Ermessenspielraum des
Satzungsgebers betrdchtlich und die Grenze des satzungsgeberischen
Gestaltungsspielraums dann tberschritten ist, wenn sich kein verniinftiger Grund fiir die
unterlassene bzw. erfolgte Differenzierung finden ldsst. Die Griinde fir die Differenzierung
sind hier nicht bekannt, so dass zu der Frage der verniinftigen und nachvollziehbaren
Begriindung keine Priifung erfolgen kann. Eine splrbare Auswirkung auf die
Geblihrenkalkulation ist vorliegend nach lhren Angaben jedenfalls nicht gegeben (bzw. sie
féllt nicht ins Gewicht). Aber: Das Aquivalenzprinzip besagt, dass die (H6he der) Gebdiihr
nicht in einem Missverhéltnis zur Leistung der 6ffentlichen Hand (BVerwG, Urteil vom
19.1.2000 - 11 C 5/99; OVG Liineburg, Urteil vom 8.8.1990 — 9 L 182/89 bzw. zu den von
der 6ffentlichen Hand verfolgten Gebiihrenzwecken (BVerwG, Beschluss vom 30.5.2007 -
10 B 56/06) stehen darf. Dies bemisst sich einerseits an den Kosten der Leistung und -
regelméBig zusétzlich - andererseits am Vorteil, den der Gebihrenpflichtige durch die
Leistung erhélt. Hier besteht insofern eine Schwierigkeit als dass die tatsédchliche Benutzung
zwar gering, aber jedenfalls nicht ,null” ist. Vielmehr besteht grundsétzlich auch bei dieser
Gebiihr ein konkreter Bezug zu einer Leistung der ffentlichen Verwaltung. Auch ist der
,Sprung“zu 1.2.1. bei einem kurz nach der Geburt verstorbenen Kind auf den ersten Blick
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erheblich bzw. wiirde durch eine entsprechende Entscheidung noch weiter anwachsen.
Jedenfalls darf keine véllige Entfernung von den Kosten der Leistung erfolgen (BVerwG,
Urteil vom 20.4.2003 — 6 C 5/02: 4.444-faches der Kosten der Leistung). Ob diese Schwelle
,der Gréblichkeit” hier bereits erreicht ist, dlirfte sehr zweifelhaft sein, kann aber nicht
génzlich ausgeschlossen werden. Sicherer im Rechtssinne diirfte jedenfalls die Ansetzung
einer kleinen GebUhr (wie bisher, die sogar eine Offnung aus sozialen Gesichtspunkten

erlaubt) sein.

In formeller Hinsicht wiirde die Absicht der Streichung eines Gebulhrentatbestandes eine
Anderung der Friedhofssatzung auslésen.

Bergisch Gladbach, 14.06.2023
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land: 26 05 2023

Sudt Bergisch Gladbach - Abwassenwverk
[Neubau Birogebude des A\VW auf dem Gelnde drs Klarwerks Beningefeld 2
[Kenteorabimen Keatengroppen 200 - 700

24

Kgr.  |[Mcage Einheit |Kostengruppen nack DIN 276 Faktor EP GP Bemerkung
100 Grund. k -€
Summc Kostengruppe 100z -€
200 Herrichien und Erschliclien
240]  m2  |Abbruch EFII Bestand KG (2*120m’ BGF x 150 €/m") 150€ 36.000€
240] m2  |Abbruch EFH Bestand EG (2*120m BGF x 150 €/m?) 150€ 36.000€
160] m2  JAbbwuch EFH Bestand DG (2#80m’ BGF x 150 €/m) 150€ 24,000€
63 m2 Abbruch Garagen Restand B0 (63 m? BGF x 75 tm?) 75€ 4725€
I| psch  |Leitungsverlegung und Sichorung (Wasserltg. DN 500 & RW-Kanal DN 200.000 € 200.000€
1.800 & RRKR DN 2.860)
Summe Kostengruppe 200: 300.725 €
300 Bauwerk - Baukonstruktion
565 m2 Neuban KG 1565 m* BGF x 2 025 €/m® x 70 %) 0,70 2025€ 800.88R € |nach BKI iiber BGF mittlercr Standard
895 m2 Neubau EG {895 m® BGF x 2.025 €/m* x 70 %) 0.70 2025 € 1.268.663 € |nach BKI iiber BGF miltlercr Standard
565 m2 Newbau 00 (565 m? BGF x 2 025 €/m* x TU %) 0.70 2.025€ 800.888 € |nach BKT iiber BGF mittlerer Standard
Summe Kostengruppe 300: 2.870.438 €
400 Bauwerk - Technische Anlagen
565 m2 Mewbau KG (365 m? BGF x 2.415 €/m? x 30 %) 0,30 2415€ 409.343 € [nach BKI iibcr BGF hohere Anforderungen
893 m2 (Neubau EG (895 m2 BOF x 2415 £/m° x 30 %) 030 2415€ 648 428 € [nach BKI iiber BGF héhere Anforderungen
5635 m2 Newbau O (563 n® BGF x 2.415 €/m? x 30 %) 0.30 2415€ 409.343 € |nach BKI iiber BGF hithcre Anforderungen
Summe Kostengruppe 400: 1.467.113 €
500 Aul; It
1.700 m2  |Verkehrsffichen {1.700 m® x 125 €/m?) 125 € 212500€
1,630 m2 Griinfliichen (1.630 m? x 40 €/m?) 40€ 65.200 €
Summe Kostengruppe 500: 277.700 €
600 Ausstattungen und Kunstwerke
19 St 19 Doppelbiiros (7. SUETIA) 7.500 € 142 500 € |geschiltzte Kosten
10 St 10 Einzelbiiros (5.000€/EB) 5.000€ 50.000 € |geschitzte Kosten
2 St 2 chuwhugpr.t:m 15,000 € 0N fpcselatene Keosien
Summe Kostengruppe 600: 222.500 €
760 Bauneb
1| psch. |- Gebiude 369.000 € 369.000 € [gem. Tabelle §35 Abs. | [HOAI
1| psch, - Freianlagen 43,000 € 43.000 € |gem. Tabelle §40 Abs. | HOAI
11 psch. |- Trygwerkspl 106,004 € 109.000 € |gem. Tabelle $53 Abs. | 110AL
1 psch, = Tecl he A g 276.000 € 276.000 € |pem. Tabelle §56 Abs. 1 TIOAL
I| psch. |-SiGeKo 20,000 € 20.000 € |zeschiitzte Kosten
I| psch. [-w itz und Energichil 7.700 € 7.700 € Jpem Anlage | ZifF 123 [IDA]
1| psch. - ik 13.600 € 13.600 € |gem. Anlage 1 ZifT. 1.2.4. ITOAT
1| psch -R kustik 18400 € 18,400 € [gem. Anlage | Ziff. 1.2.5. HOAI
1| psch. |- Neue Arbeitswelten 50.000 € 50.000 € [vorh Angcbol
1l psch, |-@. Ji 1 10000 £ 10.000 € |peschitzie Kosten
1 psch, - Energiek 40.000 € 40.000 € chiitzte Kosten
1] psch. | - Projektsteuerung (3 % von der K ppe 300 u. 400) 0,03 4.337.550 € 130 127 € IEtS:hﬁLZ’C Kosten
Summe Kostengruppe 700: 1.086.827 €
G Netto 6.225.302 €
hechindieient von 2023 aul 2026 (Baubeginn) mit Fakior 1,30 8.092.892 €
19 % MWSI 1.537.649 €
Gesamtkosten Brutto 9.630.541 €
4




25



	Sitzungsdokumente
	Niederschrift (öffentlich)
	Anlage 1 zur Niederschrift_öT
	Tischvorlagen_ö.T


